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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Enzenhofer sowie die Hofräte Mag. Brandl und Dr. Terlitza als Richter, 

unter Mitwirkung des Schriftführers Mag. Karger, LL.M., über die Revision 

des H K (alias H K) in I, vertreten durch Dr. Max Kapferer, Dr. Thomas 

Lechner und Dr. Martin Dellasega, Rechtsanwälte in 6020 Innsbruck, 

Schmerlingstraße 2/2, gegen das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts 

vom 27. November 2023, Zl. W269 2268531-1/13E, betreffend eine 

Angelegenheit nach dem AsylG 2005 (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss 

gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Der Revisionswerber, ein Staatsangehöriger Syriens und Angehöriger der 

kurdischen Volksgruppe, stellte am 3. Mai 2022 einen Antrag auf 

internationalen Schutz nach dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005). 

2 Mit Bescheid vom 1. Februar 2023 wies das Bundesamt für Fremdenwesen und 

Asyl den Antrag des Revisionswerbers hinsichtlich der Zuerkennung des Status 

des Asylberechtigten ab, erkannte ihm jedoch den Status des subsidiär 

Schutzberechtigten zu und erteilte ihm eine auf ein Jahr befristete 

Aufenthaltsberechtigung. 

3 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Bundesverwaltungsgericht 

(Verwaltungsgericht) die Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Status 

des Asylberechtigten nach Durchführung einer mündlichen Verhandlung als 

unbegründet ab und sprach aus, dass eine Revision gemäß Art. 133 

Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

4 Begründend führte das Verwaltungsgericht im Wesentlichen aus, für den 

Revisionswerber bestehe bei einer Rückkehr in sein Herkunftsgebiet in Syrien 

nicht mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit die Gefahr, zum Wehrdienst der 

syrischen Armee oder bei den kurdischen Milizen eingezogen zu werden. Der 

Heimatort des Revisionswerbers stehe unter dem Einfluss der Kurden und sei 
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ohne Kontakt zum syrischen Regime erreichbar. Im Ergebnis sei es ihm nicht 

gelungen, eine konkret und gezielt gegen seine Person gerichtete aktuelle 

Verfolgung maßgeblicher Intensität, welche ihre Ursache in einem der in der 

Genfer Flüchtlingskonvention genannten Gründe hätte, glaubhaft zu machen. 

5 Gegen dieses Erkenntnis erhob der Revisionswerber zunächst Beschwerde an 

den Verfassungsgerichtshof (VfGH). Mit Beschluss vom 27. Februar 2024, 

E 124/2024-5, lehnte der VfGH die Behandlung der Beschwerde ab und trat die 

Beschwerde gemäß Art. 144 Abs. 3 B-VG dem Verwaltungsgerichtshof zur 

Entscheidung ab. 

6 Sodann erhob der Revisionswerber die vorliegende außerordentliche Revision 

an den Verwaltungsgerichtshof. 

7 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

8 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen. 

9 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die 

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat 

der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen der dafür in der Revision 

vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. 

10 Die Revision macht zur Begründung ihrer Zulässigkeit zunächst geltend, das 

Verwaltungsgericht habe die legale Erreichbarkeit der Herkunftsregion des 
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Revisionswerbers nicht ausreichend geprüft und es würde Rechtsprechung zur 

Zumutbarkeit der Einreise über einen Drittstaat fehlen. 

11 Dabei verkennt der Revisionswerber, dass der Verwaltungsgerichtshof erst 

jüngst ausgesprochen hat, dass es aus asylrechtlicher Sicht nicht darauf 

ankommen kann, ob die Einreise in einen verfolgungssicheren Landesteil aus 

der Sicht des potentiellen Verfolgers legal stattfindet, sondern nur darauf, ob 

die den Grenzübergang beherrschenden Autoritäten eine Einreise in das sichere 

Gebiet zulassen (vgl. VwGH 29.2.2024, Ra 2024/18/0043, Rn. 11). 

12 Die Revision macht darüber hinaus geltend, das Erkenntnis weiche von näher 

zitierter Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Begründungspflicht 

ab. Das Verwaltungsgericht habe in keiner Weise begründet, wie der 

Revisionswerber den Drittstaat Irak legal erreichen sollte, um von dort aus 

einen näher genannten irakisch-syrischen Grenzübergang zu erreichen. 

13 Der Verwaltungsgerichtshof hat zur Begründungspflicht der Erkenntnisse der 

Verwaltungsgerichte gemäß § 29 VwGVG bereits wiederholt ausgesprochen, 

dass die Begründung jenen Anforderungen zu entsprechen hat, die in seiner 

Rechtsprechung zu den §§ 58 und 60 AVG entwickelt wurden. Nach der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes erfordert dies in einem 

ersten Schritt die eindeutige, eine Rechtsverfolgung durch die Partei 

ermöglichende und einer nachprüfenden Kontrolle durch die Gerichtshöfe des 

öffentlichen Rechts zugängliche konkrete Feststellung des der Entscheidung 

zugrunde gelegten Sachverhaltes, in einem zweiten Schritt die Angabe jener 

Gründe, welche die Behörde im Falle des Vorliegens widerstreitender 

Beweisergebnisse in Ausübung der freien Beweiswürdigung dazu bewogen 

haben, gerade jenen Sachverhalt festzustellen, und in einem dritten Schritt die 

Darstellung der rechtlichen Erwägungen, deren Ergebnisse zum Spruch des 

Bescheides geführt haben. Diesen Erfordernissen werden die 

Verwaltungsgerichte dann gerecht, wenn sich die ihre Entscheidungen 

tragenden Überlegungen zum maßgeblichen Sachverhalt, zur Beweiswürdigung 

sowie zur rechtlichen Beurteilung aus den verwaltungsgerichtlichen 

Entscheidungen selbst ergeben (vgl. VwGH 3.4.2023, Ra 2022/01/0111, 

mwN). 
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14 Dem Revisionswerber gelingt es fallbezogen nicht, ein Abweichen von der 

Rechtsprechung zur Begründungspflicht aufzuzeigen und darzulegen, warum er 

gerade durch eines „der zahlreichen Sicherheitsquadrate“ reisen müsste, um 

seine unter kurdischer Kontrolle stehende Heimatregion zu erreichen. 

15 Soweit die Revision ihre Zulässigkeit weiters damit begründet, die 

Ausführungen des Verwaltungsgerichts zur Erreichbarkeit des Herkunftsortes 

würden nicht „den Anforderungen des VfGH“ entsprechen, genügt der 

Hinweis, dass das (behauptete) Abweichen von Rechtsprechung des VfGH 

schon aufgrund des eindeutigen Gesetzeswortlautes des Art. 133 Abs. 4 B-VG 

keine Zulässigkeit der Revision zu begründen vermag (vgl. VwGH 12.6.2023, 

Ra 2023/01/0142, mwN). 

16 In der Revision werden somit keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne 

des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision 

war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 10. Mai 2024 

 


